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§ 14 GewO 

(1) Wer den selbständigen Betrieb eines stehenden Gewerbes, oder den Betrieb 
einer Zweigniederlassung oder einer unselbständigen Zweigstelle anfängt, mussß 
dies der für den betreffenden Ort zuständigen Behörde gleichzeitig anzeigen. Das 
gleiche gilt, wenn  

1.  
der Betrieb verlegt wird, 

2.  
der Gegenstand des Gewerbes gewechselt oder auf Waren oder Leistungen 
ausgedehnt wird, die bei Gewerbebetrieben der angemeldeten Art nicht 
geschäftsüblich sind, oder 

3.  
der Betrieb aufgegeben wird. 

Die Anzeige dient dem Zweck, der zuständigen Behörde die Überwachung der 
Gewerbeausübung sowie statistische Erhebungen nach Maßgabe der Absätze 5 bis 
11 zu ermöglichen. Die erhobenen Daten dürfen von der für die Entgegennahme der 
Anzeige und die Überwachung der Gewerbeausübung zuständigen Behörde nur für 
diesen Zweck verarbeitet oder genutzt werden. Steht die Aufgabe des Betriebes 
eindeutig fest und ist die Abmeldung nicht innerhalb eines angemessenen Zeitraums 
erfolgt, kann die Behörde die Abmeldung von Amts wegen vornehmen. 

(1a) Die Finanzbehörden teilen den zuständigen Behörden die nach § 30 der 
Abgabenordnung geschützten Verhältnisse von Unternehmen im Sinne des § 5 des 
Gewerbesteuergesetzes mit, wenn deren Steuerpflicht erloschen ist; mitzuteilen sind 
lediglich Name und Anschrift des Unternehmers und der Tag, an dem die 
Steuerpflicht endete. Die Mitteilungspflicht besteht nicht, soweit ihre Erfüllung mit 
einem unverhältnismäßigen Aufwand verbunden wäre. Absatz 1 Satz 3 und 4 gilt 
entsprechend. 

(2) Absatz 1 gilt auch für den Handel mit Arzneimitteln, mit Losen von Lotterien und 
Ausspielungen sowie mit Bezugs- und Anteilscheinen auf solche Lose und für den 
Betrieb von Wettannahmestellen aller Art. 



(3) Wer die Aufstellung von Automaten (Waren-, Leistungs- und 
Unterhaltungsautomaten jeder Art) als selbständiges Gewerbe betreibt, mußss die 
Anzeige nach Absatz 1 allen Behörden erstatten, in deren Zuständigkeitsbereich 
Automaten aufgestellt werden. Die zuständige Behörde kann Angaben über den 
Aufstellungsort der einzelnen Automaten verlangen. 

(4) Für die Anzeigen ist  

1.  
in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 (Beginn des Betriebes) ein Vordruck nach 
dem Muster der Anlage 1 (Gewerbeanmeldung - GewA 1), 

2.  
in den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 1 (Verlegung des Betriebes) und in 
den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 2 (Wechsel oder Ausdehnung des 
Gegenstandes des Gewerbes) ein Vordruck nach dem Muster der Anlage 2 
(Gewerbeummeldung - GewA 2), 

3.  
in den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 3 (Aufgabe des Betriebes) ein 
Vordruck nach dem Muster der Anlage 3 (Gewerbeabmeldung - GewA 3) 

zu verwenden. Die Vordrucke sind vollständig, in der vorgeschriebenen Anzahl und 
gut lesbar auszufüllen. Zur elektronischen Datenverarbeitung kann die zuständige 
Behörde Abweichungen von der Form, nicht aber vom Inhalt der Anzeige nach den 
Sätzen 1 und 2 zulassen. 

(5) Die Finanzbehörden teilen den zuständigen Behörden die nach § 30 der 
Abgabenordnung geschützten Verhältnisse von Unternehmen im Sinne des § 5 des 
Gewerbesteuergesetzes mit, wenn deren Steuerpflicht erloschen ist; mitzuteilen sind 
lediglich Name und Anschrift des Unternehmers und der Tag, an dem die 
Steuerpflicht endete. Die Mitteilungspflicht besteht nicht, soweit ihre Erfüllung mit 
einem unverhältnismäßigen Aufwand verbunden wäre. Absatz 6 Satz 1 gilt 
entsprechend. 

 (5) Die zuständige Behörde darf regelmäßig die Daten der Gewerbeanzeigen 
übermitteln an  

1.  
die Industrie- und Handelskammer zur Wahrnehmung der in den §§ 1, 3 und 5 
des Gesetzes zur vorläufigen Regelung des Rechts der Industrie- und 
Handelskammern genannten sowie der nach § 1 Abs. 4 desselben Gesetzes 
übertragenen Aufgaben ohne die Feld-Nummer 33, 

2.  
die Handwerkskammer zur Wahrnehmung der in § 91 der Handwerksordnung 
genannten, insbesondere der ihr durch die §§ 6, 19 und 28 der 
Handwerksordnung zugewiesenen und sonstiger durch Gesetz übertragener 
Aufgaben ohne die Feld-Nummer 33, 

3.  



die für den Immissionsschutz zuständige Landesbehörde zur Durchführung 
arbeitsschutzrechtlicher sowie immissionsschutzrechtlicher Vorschriften ohne 
die Feld-Nummern 8, 10, 27 bis 31 und 33, 

3a.  
die für den technischen und sozialen Arbeitsschutz, einschließlich den 
Entgeltschutz nach dem Heimarbeitsgesetz zuständige Landesbehörde zur 
Durchführung ihrer Aufgaben ohne die Feld-Nummern 8, 10, 27 bis 31 und 33, 

4.  
das Eichamt zur Wahrnehmung der im Eichgesetz, in der Eichordnung sowie 
in der Fertigpackungsverordnung gesetzlich festgelegten Aufgaben, und zwar 
nur die Feld-Nummern 1, 3, 4, 11, 12, 15 und 17, 

5.  
die Bundesagentur für Arbeit zur Wahrnehmung der in § 404 Abs. 2 des 
Dritten Buches Sozialgesetzbuch sowie der im 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetz genannten Aufgaben ohne die Feld-
Nummer 33, bei der Abmeldung ohne die Feld-Nummern 8, 10 bis 16 und 18 
bis 33, 

6.  
den Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossenschaften ausschließlich 
zur Weiterleitung an die zuständige Berufsgenossenschaft für die Erfüllung der 
ihr durch Gesetz übertragenen Aufgaben ohne die Feld-Nummern 10, 28, 30, 
31 und 33, 

7.  
die Behörden der Zollverwaltung zur Wahrnehmung der ihnen nach dem 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz, nach § 405 Abs. 1 in Verbindung mit § 
404 Abs. 2 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch sowie nach dem 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetz obliegenden Aufgaben ohne die 
Feldnummer 33, bei der Abmeldung ohne die Feldnummern 10 - 16 und 18 - 
33, 

8.  
das Registergericht, soweit es sich um die Abmeldung einer im Handels- und 
Genossenschaftsregister eingetragenen Haupt- oder Zweigniederlassung 
handelt, für Maßnahmen zur Herstellung der inhaltlichen Richtigkeit des 
Handelsregisters gemäß § 132 Abs. 1 des Gesetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit oder des 
Genossenschaftsregisters gemäß § 160 des Gesetzes betreffend die Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossenschaften, und zwar ohne die Feld-Nummern 6 bis 8, 
10 bis 13, 18, 19, 21, 22 und 27 bis 33, 

9.  
die statistischen Ämter der Länder zur Führung des Statistikregisters nach § 1 
Abs. 1 Satz 1 des Statistikregistergesetzes in den Fällen des Absatzes 1 Satz 
2 Nr. 1 und 2 die in Absatz 8a Satz 4 angeführten Feld-Nummern. 

§ 138 der Abgabenordnung bleibt unberührt. 

(6) Die erhobenen Daten dürfen nur für die Überwachung der Gewerbeausübung 
sowie statistische Erhebungen verwendet werden. Der Name, die betriebliche 



Anschrift und die angezeigte Tätigkeit des Gewerbetreibenden dürfen allgemein 
zugänglich gemacht werden. 

(67) Öffentlichen Stellen, soweit sie nicht als öffentlich-rechtliche Unternehmen am 
Wettbewerb teilnehmen, dürfen aus der Gewerbeanzeige  

1.  

Name, 

2.  

betriebliche Anschrift, 

3.  

angezeigte Tätigkeit 

der Zweckbindung des Absatzes 6 Satz 1 unterliegende Daten übermittelt werden, 
soweit 

des Gewerbetreibenden übermittelt werden, soweit dies zur Erfüllung der in ihre 
Zuständigkeit fallenden Aufgaben erforderlich ist. Die Datenübermittlung nach Satz 1 
ist im Wege des automatisierten Abrufs über das Internet zulässig, wenn die 
öffentliche Stelle den Gewerbebetrieb mit Namen bezeichnet hat, die Identität des 
Gewerbebetriebs durch einen automatisierten Abgleich der in der Anfrage 
angegebenen mit den in der Gewerbeanzeige gespeicherten Daten des 
Gewerbebetriebs eindeutig festgestellt worden ist, technisch sichergestellt ist, dass 
der Abruf von Daten den nach Satz 1 zulässigen Umfang nicht überschreitet und 
Veränderungen an dem Inhalt des Registers nicht vorgenommen werden können. 
Weitere Daten aus der Gewerbeanzeige dürfen ihnen übermittelt werden, wenn  

1.  

dies zur Abwehr erheblicher Nachteile für das Gemeinwohl oder sonst unmittelbar 
drohenden Gefahr für die öffentliche Sicherheit erforderlich ist oder 

2.  

die Empfänger die Daten beim betroffenen Gewerbetreibenden nur mit 
unverhältnismäßig hohem Aufwand erheben könnten oder von einer solchen 
Datenerhebung nach der Art der Aufgabe, zu der die Daten erforderlich sind, 
abgesehen werden muß und 

1. eine regelmäßige Datenübermittlung nach Absatz 9 zulässig ist, 

2. die Kenntnis der Daten zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit oder erheblicher Nachteile für das Gemeinwohl erforderlich ist oder 

3. der Empfänger die Daten beim Gewerbetreibenden nur mit unverhältnismäßigem 
Aufwand erheben könnte oder von einer solchen Datenerhebung nach der Art der 



Aufgabe, für deren Erfüllung die Kenntnis der Daten erforderlich ist, abgesehen 
werden muss und kein Grund zu der Annahme besteht, daßss das schutzwürdige 
Interesse des Gewerbetreibenden überwiegt. 

Für die Weitergabe von Daten innerhalb der Verwaltungseinheit, der die für die 
Entgegennahme der Anzeige und die Überwachung der Gewerbeausübung 
zuständigen Behörden angehören, gilt Satz 1 entsprechend. 

 (7) Für die regelmäßige oder fallweise Weitergabe von Daten innerhalb der 
Verwaltungseinheiten, denen die für die Entgegennahme der Anzeige und die 
Überwachung der Gewerbeausübung zuständigen Behörden angehören, gilt Absatz 
6 entsprechend. Im automatisierten Abrufverfahren ist sie zulässig, soweit dies unter 
besonderer Berücksichtigung der schutzwürdigen Interessen der Gewerbetreibenden 
und der Aufgaben der beteiligten Stellen wegen der Vielzahl der Weitergaben oder 
ihrer Eilbedürftigkeit angemessen ist. Die Datenempfänger sowie der Anlaß und 
Zweck des Abrufs sind vom Leiter der Verwaltungseinheit schriftlich festzulegen. Die 
speichernde Stelle protokolliert bei dem Abruf die Datenempfänger sowie Anlaß und 
Zweck der Abrufe. Eine mindestens stichprobenweise Protokollauswertung ist durch 
die speichernde Stelle zu gewährleisten. 6Die Protokolldaten dürfen nur zur Kontrolle 
der Zulässigkeit der Abrufe verwendet werden und sind nach sechs Monaten zu 
löschen. 

(8) Öffentlichen Stellen, soweit sie als öffentlich-rechtliche Unternehmen am 
Wettbewerb teilnehmen, und nichtöffentlichen Stellen dürfen aus der 
Gewerbeanzeige  

1.  

Name, 

2.  

betriebliche Anschrift, 

3.  

angezeigte Tätigkeit 

des Gewerbetreibenden mitgeteilt werden, soweit der Gewerbetreibende nicht 
widersprochen hat; in diesem Fall hat der Auskunftsbegehrende ein berechtigtes 
Interesse an der Kenntnis der Daten glaubhaft zu machen. Die Datenübermittlung 
nach Satz 1 ist im Wege des automatisierten Abrufs über das Internet zulässig, wenn 
die öffentliche Stelle den Gewerbebetrieb mit Namen bezeichnet hat, die Identität 
des Gewerbebetriebs durch einen automatisierten Abgleich der in der Anfrage 
angegebenen mit den in der Gewerbeanzeige gespeicherten Daten des 
Gewerbetriebs eindeutig festgestellt worden ist, technisch sichergestellt ist, dass der 
Abruf von Daten den nach Satz 1 zulässigen Umfang nicht überschreitet und 
Veränderungen an dem Inhalt des Registers nicht vorgenommen werden können. 
Ein automatisierter Abruf ist nicht zulässig, wenn der Betroffene der 
Auskunftserteilung widersprochen hat. Die Übermittlung weiterer Daten aus der 



Gewerbeanzeige ist zulässig, wenn der Auskunftsbegehrende ein rechtliches 
Interesse, insbesondere zur Geltendmachung von Rechtsansprüchen,  

der Zweckbindung nach Absatz 6 Satz 1 unterliegende Daten übermittelt werden, 
wenn der Empfänger ein rechtliches Interesse an der Kenntnis der zu übermittelnden 
Daten glaubhaft macht und kein Grund zu der Annahme besteht, daßss das 
schutzwürdige Interesse des Gewerbetreibenden überwiegt. 

 (8a) Über die Gewerbeanzeigen nach Absatz 1 Satz 1 und 2 Nr. 3 werden 
monatliche Erhebungen als Bundesstatistik durchgeführt. Für die Erhebungen 
besteht Auskunftspflicht. 3Auskunftspflichtig sind die nach den Absätzen 1 bis 3 
Anzeigepflichtigen, die diese Pflicht durch Erstattung der Anzeige erfüllen. Die 
zuständigen Behörden übermitteln die Gewerbeanzeigen monatlich an die 
statistischen Ämter der Länder mit den Feld-Nummern  

1.  
1 bis 4 als Hilfsmerkmale für den Betriebsinhaber, 

2.  
10 und 12 bis 14 als Hilfsmerkmale für den Betrieb, 

3.  
4a, 8, 15 bis 25, 27, 29 und 32 als Erhebungsmerkmale. 

Die statistischen Ämter der Länder dürfen die Angaben zu den Feld-Nummern 1 und 
3 für die Bestimmung der Rechtsform bis zum Abschluß der nach § 12 Abs. 1 des 
Bundesstatistikgesetzes vorgesehenen Prüfung auswerten. Ferner dürfen sie nähere 
Angaben zu der Feld-Nummer 15 unmittelbar bei den Auskunftspflichtigen erfragen, 
soweit die gemeldete Tätigkeit sonst den Wirtschaftszweigen der statistischen 
Systematik der Europäischen Gemeinschaft gemäß Verordnung (EWG) Nr. 3037/90 
des Rates vom 9. Oktober 1990 (ABl. EG Nr. L 393 S. 1) nicht zugeordnet werden 
kann. 

(5) Die zuständige Behörde darf Daten aus der Gewerbeanzeige regelmäßig 
übermitteln an  

1.  
die Industrie- und Handelskammer zur Wahrnehmung der in den §§ 1, 3 und 5 
des Gesetzes zur vorläufigen Regelung des Rechts der Industrie- und 
Handelskammern genannten sowie der nach § 1 Abs. 4 desselben Gesetzes 
übertragenen Aufgaben ohne die Feld-Nummer 33, 

2.  
die Handwerkskammer zur Wahrnehmung der in § 91 der Handwerksordnung 
genannten, insbesondere der ihr durch die §§ 6, 19 und 28 der 
Handwerksordnung zugewiesenen und sonstiger durch Gesetz übertragener 
Aufgaben ohne die Feld-Nummer 33, 

3.  
die für den Immissionsschutz zuständige Landesbehörde zur Durchführung 
arbeitsschutzrechtlicher sowie immissionsschutzrechtlicher Vorschriften ohne 
die Feld-Nummern 8, 10, 27 bis 31 und 33, 

3a.  



die für den technischen und sozialen Arbeitsschutz, einschließlich den 
Entgeltschutz nach dem Heimarbeitsgesetz zuständige Landesbehörde zur 
Durchführung ihrer Aufgaben ohne die Feld-Nummern 8, 10, 27 bis 31 und 33, 

4.  
das Eichamt zur Wahrnehmung der im Eichgesetz, in der Eichordnung sowie 
in der Fertigpackungsverordnung gesetzlich festgelegten Aufgaben, und zwar 
nur die Feld-Nummern 1, 3, 4, 11, 12, 15 und 17, 

5.  
die Bundesagentur für Arbeit zur Wahrnehmung der in § 405 Abs. 1 in 
Verbindung mit § 404 Abs. 2 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch sowie der 
im Arbeitnehmerüberlassungsgesetz genannten Aufgaben ohne die Feld-
Nummer 33, bei der Abmeldung ohne die Feld-Nummern 8, 10 bis 16 und 18 
bis 33, 

6.  
den Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossenschaften ausschließlich 
zur Weiterleitung an die zuständige Berufsgenossenschaft für die Erfüllung der 
ihr durch Gesetz übertragenen Aufgaben ohne die Feld-Nummern 10, 28, 30, 
31 und 33, 

7.  
die Behörden der Zollverwaltung zur Wahrnehmung der ihnen nach dem 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz, nach § 405 Abs. 1 in Verbindung mit § 
404 Abs. 2 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch sowie nach dem 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetz obliegenden Aufgaben ohne die 
Feldnummer 33, bei der Abmeldung ohne die Feldnummern 10 - 16 und 18 - 
33, 

8.  
das Registergericht, soweit es sich um die Abmeldung einer im Handels- und 
Genossenschaftsregister eingetragenen Haupt- oder Zweigniederlassung 
handelt, für Maßnahmen zur Herstellung der inhaltlichen Richtigkeit des 
Handelsregisters gemäß § 132 Abs. 1 des Gesetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit oder des 
Genossenschaftsregisters gemäß § 160 des Gesetzes betreffend die Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossenschaften, und zwar ohne die Feld-Nummern 6 bis 8, 
10 bis 13, 18, 19, 21, 22 und 27 bis 33, 

9.  
die statistischen Ämter der Länder zur Führung des Statistikregisters nach § 1 
Abs. 1 Satz 1 des Statistikregistergesetzes in den Fällen des Absatzes 1 Satz 
2 Nr. 1 und 2 die in Absatz 14 Satz 4 angeführten Feld-Nummern. 

§ 138 der Abgabenordnung bleibt unberührt. 

(9) Weitere Übermittlungen der nach den Absätzen 1 bis 4 erhobenen Daten für 
andere Zwecke sind nur zulässig, soweit die Kenntnis der zu übermittelnden Daten 
zur Verfolgung von Straftaten erforderlich ist oder eine besondere Rechtsvorschrift 
dies vorsieht. 

(10) Darüber hinaus sind Übermittlungen der nach den Absätzen 1 bis 5 erhobenen 
Daten nur zulässig, soweit die Kenntnis der Daten zur Verfolgung von Straftaten 
erforderlich ist oder eine besondere Rechtsvorschrift die vorsieht. 



 (10) Der Empfänger darf die übermittelten Daten nur für den Zweck verarbeiten oder 
nutzen, zu dessen Erfüllung sie ihm übermittelt werden. 

(11) Die Einrichtung eines automatisierten Verfahrens, das den Abruf von Daten aus 
der Gewerbeanzeige ermöglicht, ist nur zulässig, wenn technisch sichergestellt ist, 
dass 

1. die abrufende Stelle die bei der zuständigen Stelle gespeicherten Daten nicht 
verändern kann und 

2. ein Abruf durch eine in Absatz 8 genannte Stelle nur möglich ist, wenn die 
abrufende Stelle entweder den Namen des Gewerbetreibenden oder die betriebliche 
Anschrift des Gewerbetreibenden angegeben hat; der Abruf von Daten unter 
Verwendung unvollständiger Abfragedaten oder die Suche mittels einer 
Ähnlichkeitsfunktion kann zugelassen werden. 

(11) Für das Verändern, Sperren oder Löschen der nach den Absätzen 1 bis 4 
erhobenen Daten gelten die Datenschutzgesetze der Länder. 

(12) Die Einrichtung eines automatisierten Verfahrens, das den Abruf von Daten 
ermöglicht, die der Zweckbindung nach Absatz 6 Satz 1 unterliegen, ist nur zulässig, 
soweit 
 
1. dies wegen der Häufigkeit oder der Eilbedürftigkeit der Abrufe und unter 
Berücksichtigung der schutzwürdigen Interessen der Gewerbetreibenden 
angemessen ist, 
2. die zum Abruf bereitgehaltenen Daten ihrer Art nach für die Aufgaben oder 
Geschäftszwecke des Empfängers erforderlich sein können und 
3. technisch sichergestellt ist, dass Daten durch andere als die in Absatz 9 
genannten Stellen nur abgerufen werden können, wenn dabei der 
Verwendungszweck, für den der Abruf erfolgt, sowie das Aktenzeichen oder eine 
andere Bezeichnung des Vorgangs, für den der Abruf erfolgt, angegeben wird. 
 
Die Datenempfänger sowie die Verwendungszwecke, für die Abrufe zugelassen 
werden, sind vom Leiter der Verwaltungseinheit schriftlich festzulegen. Die 
zuständige Stelle protokolliert die Abrufe einschließlich der angegebenen 
Verwendungszwecke und Vorgangsbezeichnungen. Die Protokolle müssen die 
Feststellung der für die einzelnen Abrufe verantwortlichen Personen ermöglichen. 
Eine mindestens stichprobenweise Protokollauswertung ist durch die speichernde 
Stelle zu gewährleisten. Die Protokolldaten dürfen nur zur Kontrolle der Zulässigkeit 
der Abrufe verwendet werden und sind nach sechs Monaten zu löschen. 
 
(13) Daten, die der Zweckbindung nach Absatz 6 Satz 1 unterliegen, darf der 
Empfänger nur für den Zweck verwenden, zu dessen Erfüllung sie ihm übermittelt 
werden. 
 
(14) Über die Gewerbeanzeigen nach Absatz 1 Satz 1 und 2 Nr. 3 werden 
monatliche Erhebungen als Bundesstatistik durchgeführt. Für die Erhebungen 
besteht Auskunftspflicht. Auskunftspflichtig sind die Anzeigepflichtigen, die die 
Auskunftspflicht durch Erstattung der Anzeige erfüllen. Die zuständige Behörde 



übermittelt die Gewerbeanzeigen monatlich an die statistischen Ämter der Länder mit 
den Feld-Nummern 
 
1. 1 bis 4 als Hilfsmerkmale für den Betriebsinhaber, 
2. 10 und 12 bis 14 als Hilfsmerkmale für den Betrieb, 
3. 4a, 8, 15 bis 25, 27, 29 und 32 als Erhebungsmerkmale. 
 
Die statistischen Ämter der Länder dürfen die Angaben zu den Feld-Nummern 1 und 
3 für die Bestimmung der Rechtsform bis zum Abschluss der nach § 12 Abs. 1 des 
Bundesstatistikgesetzes vorgesehenen Prüfung auswerten. Ferner dürfen sie nähere 
Angaben zu der Feld-Nummer 15 unmittelbar bei den Auskunftspflichtigen erfragen, 
soweit die gemeldete Tätigkeit sonst den Wirtschaftszweigen der statistischen 
Systematik der Europäischen Gemeinschaft gemäß Verordnung (EWG) Nr. 3037/90 
des Rates vom 9. Oktober 1990 (ABl. EG Nr. L 393 S. 1) nicht zugeordnet werden 
kann. 
 



§ 55 GewO 

(1) Ein Reisegewerbe betreibt, wer gewerbsmäßig ohne vorhergehende Bestellung 
außerhalb seiner gewerblichen Niederlassung (§ 42 Abs. 2) oder ohne eine solche 
zu haben  

1.  
selbständig oder unselbständig in eigener Person Waren feilbietet oder 
Bestellungen aufsucht (vertreibt) oder ankauft, Leistungen anbietet oder 
Bestellungen auf Leistungen aufsucht oder 

2.  
selbständig unterhaltende Tätigkeiten als Schausteller oder nach 
Schaustellerart ausübt. 

(2) Wer ein Reisegewerbe betreiben will, bedarf der Erlaubnis (Reisegewerbekarte). 

(3) Die Reisegewerbekarte kann inhaltlich beschränkt, mit einer Befristung erteilt und 
mit Auflagen verbunden werden, soweit dies zum Schutze der Allgemeinheit oder der 
Verbraucher erforderlich ist; unter denselben Voraussetzungen ist auch die 
nachträgliche Aufnahme, Änderung und Ergänzung von Auflagen zulässig. 

 

§ 55a GewO 

(1) Einer Reisegewerbekarte bedarf nicht, wer  

1.  
gelegentlich der Veranstaltung von Messen, Ausstellungen, öffentlichen 
Festen oder aus besonderem Anlaß mit Erlaubnis der zuständigen Behörde 
Waren feilbietet; 

2.  
selbstgewonnene Erzeugnisse der Land- und Forstwirtschaft, des Gemüse-, 
Obst- und Gartenbaues, der Geflügelzucht und Imkerei sowie der Jagd und 
Fischerei vertreibt; das gleiche gilt für die in dem Erzeugerbetrieb 
beschäftigten Personen; 

3.  
Tätigkeiten der in § 55 Abs. 1 Nr. 1 genannten Art in der Gemeinde seines 
Wohnsitzes oder seiner gewerblichen Niederlassung ausübt, sofern die 
Gemeinde nicht mehr als 10.000 Einwohner zählt; 

4.  
Blindenwaren und Zusatzwaren im Sinne des Blindenwarenvertriebsgesetzes 
vertreibt und im Besitz eines Blindenwaren-Vertriebsausweises ist; 
(aufgehoben) 

5.  
auf Grund einer Erlaubnis nach § 4 des Milch- und Margarinegesetzes Milch 
oder bei dieser Tätigkeit auch Milcherzeugnisse abgibt; das gleiche gilt für die 
in dem Gewerbebetrieb beschäftigten Personen; 



6.  
Versicherungsverträge oder Bausparverträge vermittelt oder abschließt; 

7.  
ein nach Bundes- oder Landesrecht erlaubnispflichtiges Gewerbe auf Grund 
einer Erlaubnis nach §§ 34a, 34b oder 34c ausübt, für dessen Ausübung die 
Zuverlässigkeit erforderlich ist, und über die erforderliche Erlaubnis verfügt; 
das gleiche gilt für die in dem Gewerbebetrieb beschäftigten Personen; 

8.  
in einem nicht ortsfesten Geschäftsraum eines Kreditinstituts oder eines 
Unternehmens im Sinne des § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes 
über das Kreditwesen tätig ist, wenn in diesem Geschäftsraum ausschließlich 
bankübliche Geschäfte betrieben werden, zu denen diese Unternehmen nach 
dem Gesetz über das Kreditwesen befugt sind; die Verbote des § 56 Abs. 1 
Nr. 1 Buchstabe h, Nr. 2 Buchstabe a und Nr. 6 finden keine Anwendung; 
(aufgehoben) 

9.  
von einer nicht ortsfesten Verkaufsstelle oder einer anderen Einrichtung in 
regelmäßigen, kürzeren Zeitabständen an derselben Stelle Lebensmittel oder 
andere Waren des täglichen Bedarfs vertreibt; das Verbot des § 56 Abs. 1 Nr. 
3 Buchstabe b findet keine Anwendung; 

10.  
Druckwerke auf öffentlichen Wegen, Straßen, Plätzen oder an anderen 
öffentlichen Orten feilbietet. 

(2) Die zuständige Behörde kann für besondere Verkaufsveranstaltungen 
Ausnahmen von dem Erfordernis der Reisegewerbekarte zulassen. 

 

§ 55b GewO 

(1) Eine Reisegewerbekarte ist nicht erforderlich, soweit der Gewerbetreibende 
andere Personen im Rahmen ihres Geschäftsbetriebes aufsucht. Dies gilt auch für 
Handlungsreisende und andere Personen, die im Auftrag und im Namen eines 
Gewerbetreibenden tätig werden. 

(2) Personen, die für ein Unternehmen mit Sitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
geschäftlich tätig sind, ist auf Antrag von der zuständigen Behörde eine 
Gewerbelegitimationskarte nach dem in den zwischenstaatlichen Verträgen 
vorgesehenen Muster für Zwecke des Gewerbebetriebes in anderen Staaten 
auszustellen. Für die Erteilung und die Versagung der Gewerbelegitimationskarte 
gelten § 55 Abs. 3 und § 57 entsprechend, soweit nicht in zwischenstaatlichen 
Verträgen oder durch Rechtsetzung dazu befugter überstaatlicher Gemeinschaften 
etwas anderes bestimmt ist. 

 

 



§ 55c GewO 

Wer als selbständiger Gewerbetreibender auf Grund des § 55a Abs. 1 Nr. 3, 9 oder 
10 einer Reisegewerbekarte nicht bedarf, hat den Beginn des Gewerbes der 
zuständigen Behörde anzuzeigen, soweit er sein Gewerbe nicht bereits nach § 14 
Abs. 1 bis 3 anzumelden hat. § 14 Abs. 1 Satz 2 bis 5, Abs. 1a, Abs. 4, 6 bis 8 und 9 
bis 11 sowie § 15 Abs. 1 gelten entsprechend. 

 

§ 55e GewO 

(1) An Sonn- und Feiertagen sind die in § 55 Abs. 1 Nr. 1 genannten Tätigkeiten mit 
Ausnahme des Feilbietens von Waren und gastgewerblicher Tätigkeiten im 
Reisegewerbe verboten, auch wenn sie unselbständig ausgeübt werden. Dies gilt 
nicht für die unter § 55b Abs. 1 fallende Tätigkeit, soweit sie von selbständigen 
Gewerbetreibenden ausgeübt wird. 

(2) Ausnahmen können von der zuständigen Behörde zugelassen werden. Das 
Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie kann durch Rechtsverordnung im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales und mit 
Zustimmung des Bundesrates die Voraussetzungen bestimmen, unter denen 
Ausnahmen zugelassen werden dürfen. 

 

§ 56 GewO 

(1) Im Reisegewerbe sind verboten  

1.  
der Vertrieb von  
a)  
(weggefallen), 
b)  
Giften und gifthaltigen Waren; zugelassen ist das Aufsuchen von Bestellungen 
auf Pflanzenschutzmittel, Schädlingsbekämpfungsmittel sowie auf 
Holzschutzmittel, für die nach baurechtlichen Vorschriften ein Prüfbescheid mit 
Prüfzeichen erteilt worden ist, 
c)  
(weggefallen), 
d)  
Bruchbändern, medizinischen Leibbinden, medizinischen Stützapparaten und 
Bandagen, orthopädischen Fußstützen, Brillen und Augengläsern; zugelassen 
sind Schutzbrillen und Fertiglesebrillen, 
e)  
(weggefallen), 
f)  



elektromedizinischen Geräten einschließlich elektronischer Hörgeräte; 
zugelassen sind Geräte mit unmittelbarer Wärmeeinwirkung, 
g)  
(weggefallen), 
h)  
Wertpapieren, Lotterielosen, Bezugs- und Anteilscheinen auf Wertpapiere und 
Lotterielose; zugelassen ist der Verkauf von Lotterielosen im Rahmen 
genehmigter Lotterien zu gemeinnützigen Zwecken auf öffentlichen Wegen, 
Straßen oder Plätzen oder anderen öffentlichen Orten, 
i)  
Schriften, die unter Zusicherung von Prämien oder Gewinnen vertrieben 
werden; 

2.  
das Feilbieten und der Ankauf von  
a)  
Edelmetallen (Gold, Silber, Platin und Platinbeimetallen) und 
edelmetallhaltigen Legierungen in jeder Form sowie Waren mit 
Edelmetallauflagen; zugelassen sind Silberschmuck bis zu einem 
Verkaufspreis von 40 Euro und Waren mit Silberauflagen, 
b)  
Edelsteinen, Schmucksteinen und synthetischen Steinen sowie von Perlen; 
c)  
(weggefallen) 

3.  
das Feilbieten von  
a)  
(weggefallen), 
b)  
geistigen Getränken; zugelassen sind Bier und Wein in fest verschlossenen 
Behältnissen sowie alkoholische Getränke im im Sinne von § 67 Abs. 1 Nr. 1 
zweiter und dritter Halbsatz; 
c)  
(weggefallen) 
d)  
(weggefallen) 
e)  
(weggefallen) 
f)  
(weggefallen) 
4. u. 5. (weggefallen) 

6.  
der Abschluß sowie die Vermittlung von Rückkaufgeschäften (§ 34 Abs. 4) 
und die für den Darlehensnehmer entgeltliche Vermittlung von 
Darlehensgeschäften. 



(2) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie kann durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Ausnahmen von den in Absatz 
1 aufgeführten Beschränkungen zulassen, soweit hierdurch eine Gefährdung der 
Allgemeinheit oder der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung nicht zu besorgen ist. 
Die gleiche Befugnis steht den Landesregierungen für den Bereich ihres Landes zu, 
solange und soweit das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie von 
seiner Ermächtigung keinen Gebrauch gemacht hat. Die zuständige Behörde kann 
im Einzelfall für ihren Bereich Ausnahmen von den Verboten des Absatzes 1 mit dem 
Vorbehalt des Widerrufs und für einen Zeitraum bis zu fünf Jahren zulassen, wenn 
sich aus der Person des Antragstellers oder aus sonstigen Umständen keine 
Bedenken ergeben; § 55 Abs. 3 und § 60c Abs. 1 gelten für die 
Ausnahmebewilligung entsprechend. 

(3) Die Vorschriften des Absatzes 1 finden auf die in § 55b Abs. 1 bezeichneten 
gewerblichen Tätigkeiten keine Anwendung. Verboten ist jedoch das Feilbieten von 
Bäumen, Sträuchern und Rebenpflanzgut bei land- und forstwirtschaftlichen 
Betrieben sowie bei Betrieben des Obst-, Garten- und Weinanbaues. 

(4) Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe h, Nr. 2 Buchstabe a und Nr. 6 findet keine Anwendung 
auf Tätigkeiten in einem nicht ortsfesten Geschäftsraum eines Kreditinstituts oder 
eines Unternehmens im Sinne des § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des 
Kreditwesengesetzes, wenn in diesem Geschäftsraum ausschließlich bankübliche 
Geschäfte betrieben werden, zu denen diese Unternehmen nach dem 
Kreditwesengesetz befugt sind. 

 

§ 57 GewO 

(1) Die Reisegewerbekarte ist zu versagen, wenn Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, daß der Antragsteller die für die beabsichtigte Tätigkeit erforderliche 
Zuverlässigkeit nicht besitzt. 

(2) Im Falle der selbständigen Ausübung des Bewachungsgewerbes und des 
Gewerbes der Makler, Bauträger und Baubetreuer gelten die Versagungsgründe des 
§ 34a oder des § 34c entsprechend. 

(3) Die selbständige Ausübung des Versteigerergewerbes als Reisegewerbe ist nur 
zulässig, wenn der Gewerbetreibende die nach § 34b Abs. 1 erforderliche Erlaubnis 
besitzt. 

 

§ 60 GewO 

Die Beschäftigung einer Person im Reisegewerbe kann dem Gewerbetreibenden 
untersagt werden, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die Person die 
für ihre Tätigkeit erforderliche Zuverlässigkeit nicht besitzt. 

 



§ 60c GewO 

(1) Der Inhaber einer Reisegewerbekarte ist verpflichtet, sie während der Ausübung 
des Gewerbebetriebes bei sich zu führen, auf Verlangen den zuständigen Behörden 
oder Beamten vorzuzeigen und seine Tätigkeit auf Verlangen bis zur 
Herbeischaffung der Reisegewerbekarte einzustellen. Auf Verlangen hat er die von 
ihm geführten Waren vorzulegen. 

(2) In den Fällen des § 55 Abs. 1 Nr. 2 ist derDer Inhaber der Reisegewerbekarte, 
der die Tätigkeit nicht in eigener Person ausübt, ist verpflichtet, einem dem im 
Betrieb Beschäftigten eine Zweitschrift oder eine beglaubigte Kopie der 
Reisegewerbekarte auszuhändigen, wenn sie unmittelbar mit Kunden in Kontakt 
treten sollen; dies gilt auch, wenn die Beschäftigten an einem anderen Ort als der 
Inhaber tätig sind. Für den Inhaber der Zweitschrift oder der beglaubigten Kopie gilt 
Absatz 1 Satz 1 entsprechend. 

(3) Im Fall des § 55a Abs. 1 Nr. 7 hat der Gewerbetreibende oder der von ihm 
im Betrieb Beschäftigte die Erlaubnis, eine Zweitschrift, eine beglaubigte Kopie 
oder eine sonstige Unterlage, auf Grund derer die Erteilung der Erlaubnis 
glaubhaft gemacht werden kann, mit sich zu führen. Im Übrigen gelten die Absätze 1 
und 2 entsprechend. 
 
 
§ 61 GewO 
 
Für die Erteilung, die Versagung, die Rücknahme und den Widerruf der 
Reisegewerbekarte, für die in §§ 55c, und 56 Abs. 2 Satz 3 und sowie in §§ 59 und 
60 genannten Aufgaben und für die Erteilung der Zweitschrift der Reisegewerbekarte 
ist die Behörde örtlich zuständig, in deren Bezirk der Betroffene seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat. Ändert sich während des Verfahrens der gewöhnliche Aufenthalt, so 
kann die bisher zuständige Behörde das Verfahren fortsetzen, wenn die nunmehr 
zuständige Behörde zustimmt. 
 
 

§ 145 GewO 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig  

1.  
ohne Erlaubnis nach § 55 Abs. 2  
a)  
eine Tätigkeit nach § 34c Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe b oder 
b)  
eine sonstige Tätigkeit als Reisegewerbe betreibt, 

2.  
einer auf Grund des § 55f erlassenen Rechtsverordnung zuwiderhandelt, 
soweit sie für einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift 
verweist, 



2a.  
entgegen § 57 Abs. 3 das Versteigerergewerbe als Reisegewerbe ausübt, 

3.  
einer vollziehbaren Anordnung nach § 59 Satz 1, durch die  
a)  
eine reisegewerbliche Tätigkeit nach § 34c Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe b 
oder 
b)  
eine sonstige reisegewerbliche Tätigkeit untersagt wird, zuwiderhandelt oder 

4.  
ohne die nach § 60a Abs. 2 Satz 2 oder Abs. 3 Satz 1 erforderliche Erlaubnis 
ein dort bezeichnetes Reisegewerbe betreibt. 

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer vorsätzlich oder fahrlässig  

1.  
einer auf Grund des § 60a Abs. 2 Satz 4 in Verbindung mit § 33f Abs. 1 oder § 
33g Nr. 2 erlassenen Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit sie für einen 
bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist, 

2.  
Waren im Reisegewerbe  
a)  
entgegen § 56 Abs. 1 Nr. 1 vertreibt, 
b)  
entgegen § 56 Abs. 1 Nr. 2 feilbietet oder ankauft oder 
c)  
entgegen § 56 Abs. 1 Nr. 3 feilbietet, 
3. bis 5. (weggefallen) 

6.  
entgegen § 56 Abs. 1 Nr. 6 Rückkauf- oder Darlehensgeschäfte abschließt 
oder vermittelt, 

7.  
einer vollziehbaren Auflage nach  
a)  
§ 55 Abs. 3, auch in Verbindung mit § 56 Abs. 2 Satz 3 zweiter Halbsatz, 
b)  
§ 60a Abs. 2 Satz 4 in Verbindung mit § 33d Abs. 1 Satz 2 oder 
c)  
§ 60a Abs. 3 Satz 2 in Verbindung mit § 33i Abs. 1 Satz 2 
zuwiderhandelt, 

8.  
einer Rechtsverordnung nach § 61a Abs. 2 Satz 1 in Verbindung mit § 34a 
Abs. 2 oder § 34b Abs. 8 oder einer vollziehbaren Anordnung auf Grund einer 
solchen Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit die Rechtsverordnung für 
einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist oder 



9.  
einer Rechtsverordnung nach § 61a Abs. 2 Satz 1 in Verbindung mit § 34c 
Abs. 3 oder einer vollziehbaren Anordnung auf Grund dieser 
Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit die Rechtsverordnung für einen 
bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist. 

(3) Ordnungswidrig handelt ferner, wer vorsätzlich oder fahrlässig  

1.  
entgegen § 55c eine Anzeige nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig erstattet, 

2.  
an Sonn- oder Feiertagen eine im § 55e Abs. 1 bezeichnete Tätigkeit im 
Reisegewerbe ausübt, 

3.  
a)  
entgegen § 56 Abs. 2 Satz 3 zweiter Halbsatz in Verbindung mit § 60c Abs. 1 
Satz 1 die Ausnahmebewilligung, 
b)  
entgegen § 60c Abs. 1 Satz 1 die Reisegewerbekarte oder 
c)  
entgegen § 60c Abs. 2 Satz 2 in Verbindung mit Abs. 1 Satz 1 die Zweitschrift 
oder beglaubigte Kopie der Reisegewerbekarte 
nicht bei sich führt oder nicht vorzeigt oder seine Tätigkeit nicht einstellt, 

4.  
entgegen § 60c Abs. 1 Satz 2, auch in Verbindung mit § 56 Abs. 2 Satz 3, die 
geführten Waren nicht vorlegt, 

5.  
Namen, Vornamen, Firma oder Anschrift des Gewerbetreibenden, in dessen 
Namen die Geschäfte abgeschlossen werden sollen, entgegen § 56a Abs. 1 
Satz 1 nicht angibt oder entgegen § 56a Abs. 1 Satz 2 Namen, Vornamen 
oder Firma nicht oder nicht in der vorgeschriebenen Weise anbringt, 

6.  
entgegen § 56a Abs. 2 Satz 1 die Veranstaltung eines Wanderlagers nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig anzeigt oder die Art der 
Ware oder die Absicht zum Vertrieb der Ware in der öffentlichen Ankündigung 
nicht angibt, 

7.  
entgegen § 56a Abs. 2 Satz 2 unentgeltliche Zuwendungen einschließlich 
Preisausschreiben, Verlosungen oder Ausspielungen ankündigt, 

8.  
entgegen § 56a Abs. 2 Satz 4 als Veranstalter ein Wanderlager von einer 
Person leiten läßt, die in der Anzeige nicht genannt ist, 

9.  
einer vollziehbaren Anordnung nach § 56a Abs. 3 zuwiderhandelt oder 

10.  



entgegen § 60c Abs. 2 Satz 1 keinem im Betrieb Beschäftigten eine 
Zweitschrift oder beglaubigte Kopie der Reisegewerbekarte aushändigt. 

(4) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 Buchstabe a und 
Nr. 3 Buchstabe a mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro, in den Fällen des 
Absatzes 1 Nr. 1 Buchstabe b, Nr. 2, 2a, 3 Buchstabe b, Nr. 4 und des Absatzes 2 
Nr. 9 mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Euro, in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1 
bis 8 mit einer Geldbuße bis zu zweitausendfünfhundert Euro, in den Fällen des 
Absatzes 3 mit einer Geldbuße bis zu eintausend Euro geahndet werden. 

 

§ 146 GewO 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig  

1.  
einer vollziehbaren Anordnung  
a)  
nach § 35 Abs. 1 Satz 1 oder 2, 
b)  
nach § 35 Abs. 7a Satz 1, 3 in Verbindung mit Abs. 1 Satz 1 oder 2 oder 
c)  
nach § 35 Abs. 9 in Verbindung mit den in den Buchstaben a oder b 
genannten Vorschriften 
zuwiderhandelt, 

1a.  
einer mit einer Erlaubnis nach § 35 Abs. 2, auch in Verbindung mit Abs. 9, 
verbundenen vollziehbaren Auflage zuwiderhandelt oder 

2.  
entgegen einer vollziehbaren Anordnung nach § 51 Satz 1 eine gewerbliche 
Anlage benutzt. 

(2) Ordnungswidrig handelt ferner, wer vorsätzlich oder fahrlässig  

1.  
entgegen § 14 Abs. 1 bis 34 eine Anzeige nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig erstattet, 

2.  
entgegen § 15a Namen, Firma oder Anschrift nicht oder nicht in der 
vorgeschriebenen Weise anbringt, 

3.  
entgegen § 15b auf Geschäftsbriefen die vorgeschriebenen Angaben nicht 
oder nicht vollständig macht, 

4.  
entgegen § 29 Abs. 1, auch in Verbindung mit Abs. 4, jeweils auch in 
Verbindung mit § 61a Abs. 1 oder § 71b Abs. 1, eine Auskunft nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt, 



5.  
im Wochenmarktverkehr andere als nach § 67 Abs. 1 oder 2 zugelassene 
Waren feilbietet, 

6.  
entgegen § 69 Abs. 3 eine Anzeige nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig 
erstattet, 

7.  
einer vollziehbaren Auflage nach § 69a Abs. 2, auch in Verbindung mit § 60b 
Abs. 2 erster Halbsatz, zuwiderhandelt, 

8.  
einer vollziehbaren Anordnung nach § 70a Abs. 1, auch in Verbindung mit § 
60b Abs. 2, zuwiderhandelt, durch die die Teilnahme an einer dort genannten 
Veranstaltung  
a)  
zum Zwecke der Ausübung einer Tätigkeit nach § 34c Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
Buchstabe b oder 
b)  
zum Zwecke der Ausübung einer sonstigen gewerbsmäßigen Tätigkeit 
untersagt wird, 

9.  
entgegen § 70a Abs. 3 das Versteigerergewerbe auf einer Veranstaltung im 
Sinne der §§ 64 bis 68 ausübt, 

10.  
entgegen § 70b, auch in Verbindung mit § 60b Abs. 2 erster Halbsatz, Name 
oder Firma nicht oder nicht in der vorgeschriebenen Weise anbringt, 

11.  
einer Rechtsverordnung nach § 71b Abs. 2 Satz 1 in Verbindung mit § 34a 
Abs. 2 oder § 34b Abs. 8 oder einer vollziehbaren Anordnung auf Grund einer 
solchen Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit die Rechtsverordnung für 
einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist, 

11a.  
einer Rechtsverordnung nach § 71b Abs. 2 Satz 1 in Verbindung mit § 34c 
Abs. 3 oder einer vollziehbaren Anordnung auf Grund dieser 
Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit die Rechtsverordnung für einen 
bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist oder 

12.  
entgegen einer nach § 133 Abs. 2 Satz 1 ergangenen Rechtsverordnung die 
Berufsbezeichnung "Baumeister" oder eine Berufsbezeichnung führt, die das 
Wort "Baumeister" enthält und auf eine Tätigkeit im Baugewerbe hinweist. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 8 Buchstabe a mit 
einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro, in den Fällen des Absatzes 1 und 2 Nr. 
11a mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Euro, in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 4 
und 7 mit einer Geldbuße bis zu zweitausendfünfhundert Euro, in den übrigen Fällen 
des Absatzes 2 mit einer Geldbuße bis zu eintausend Euro geahndet werden.  


